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Manifest der Internationale zur gegen-
wärtigen -Lage.

(Beschlossen vom Internationalen Kongreß in Basel
am 25. November 1912.)

Die Internationale hat auf ihren Kongressen von
Stuttgart und Kopenhagen für das Proletariat aller
Länder als leitende Grundsätze für den Kampf gegen
den Krieg festgestellt:

„Droht der Ausbruch eines Krieges, so sind die
arbeitenden Klassen und deren parlamentarische
Vertretungen in den beteiligten Ländern verpflichtet,

unterstützt durch die zusammenfassende Tätigkeit

des Internationalen Bureaus, alles aufzubieten,

um durch die Anwendung der ihnen am
wirksamsten erscheinenden Mittel den Ausbruch des
Krieges zu verhindern, die sich je nach der
Verschärfung des Klassenkampfes und der Verschärfung

der allgemeinen politischen Situation
naturgemäß ändern.

Falls der Krieg dennoch ausbrechen sollte, ist
es die Pflicht, für dessen rasche Beendigung einzutreten

und mit allen Kräften dahin zu streben, die
durch den Krieg herbeigeführte wirtschaftliche und
politische Krise zur Aufrüttelung des Volkes
auszunutzen und dadurch die Beseitigung der
kapitalistischen Klassenherrschaft zu beschleunigen."
Die Ereignisse der letzten Zeit haben mehr als

jemals dem Proletariat die Pflicht auferlegt, seinen
planmäßigen und gemeinsamen Aktionen die größte
Kraft und Energie zu geben. Auf der einen Seite
hat der allgemeine Rüstungswahnsinn die
Lebensmittelteuerung oerschärft und dadurch die
Klassengegensätze zugespitzt und in die Arbeiterklasse eine
unbezwingbare Empörung getragen. Die Arbeiter
wollen diesem System von Beunruhigung und
Verschwendung eine Grenze setzen. Andererseits wirken
die unaufhörlich wiederkehrenden Kriegsdrohungen
immer aufreizender. Die großen Völker Europas
sind beständig auf dem Punkte, gegeneinander getrieben

zu werden, ohne daß diese Attentate gegen
Menschlichkeit und Vernunft auch nur durch den

geringsten Vorwand eines Volksinteresses gerechtfertigt
werden könnten.

Die Balkankrise, die bereits bis heute so schreckliche

Greuel herbeigeführt hat, würde, wenn sie weiter

greift, die furchtbarste Gefahr für die Zivilisation
und das Proletariat sein. Sie wäre zugleich die
größte Schandtat der Weltgeschichte durch den

schreienden Gegensatz zwischen der Größe der
Katastrophe und der Geringfügigkeit der ins Spiel
kommenden Interessen.

Darum stellt der Kongreß mit Genugwung fest
die vollständige Einmütigkeit der sozialistischen
Parteien und der Gewerkschaften aller Länder im Kriege
gegen den Krieg.

Indem die Proletarier aller Länder sich gleichzeitig

zum Kampfe gegen den Imperialismus
erhoben, jede Sektion der Internationale aber der

Regierung ihres Landes den Widerstand des
Proletariats entgegenstellte und die öffentliche Meinung
ihrer Nation gegen alle kriegerischen Gelüste mobili¬

sierte, ergab sich eine grandiose Kooperation der
Arbeiter aller Länder, die schon bisher sehr viel dazu
beigetragen hat, den bedrohten Weltfrieden zu retten.
Die Furcht der herrschenden Klassen vor einer
proletarischen Revolution, im Gefolge eines Weltkrieges,
hat sich als eine wesentliche Bürgschaft des Friedens
erwiesen.

Der Kongreß fordert daher die sozialdemokratischen

Parteien auf, ihre Aktion mit allen ihnen
zweckmäßig erscheinenden Mitteln fortzusetzen. Er weist
in dieser gemeinsamen Aktion jeder sozialistischen
Partei ihre besondere Aufgabe zu.

Die sozialdemokratischen Parteien der Balkan-
Halbinsel haben eine schwierige Aufgabe. Die
Großmächte Europas haben durch die systematische
Hintertreibung aller Reformen dazu beigetragen, in der
Türkei unerträgliche ökonomische, nationale und
politische Zustände herbeizuführen, die notwendig zur
Empörung und zum Kriege führen mußten. Gegenüber

der Ausbeutung dieser Zustände im Interesse
der Dynastien und Bourgeoisien haben die
sozialdemokratischen Parteien des Balkans mit heroischem
Mute die Forderung nach einer demokratischen
Föderation erhoben. Der Kongreß fordert sie auf, in
ihrer bewunderungswürdigen Haltung zu verharren;
er erwartet, daß die Sozialdemokratie des Balkans
nach dem Kriege alles daransetzen wird, zu verhindern,

daß die mit so furchtbaren Opfern erkauften
Ergebnisse des Balkankrieges von den Dynastien,
vom Militarismus, von der expansionslüsternen
Bourgeoisie der Balkanstaaten für ihre Zwecke
mißbraucht werden. Insbesondere aber fordert der

Kongreß die Sozialisten am Balkan auf, sich nicht
nur der Erneuerung der alten Feindschaften zwischen
Serben, Bulgaren, Rumänen und Griechen, sondern
auch jeder Vergewaltigung der gegenwärtig im
anderen Kriegslager stehenden Balkanvölker, der Türken

und der Albaner, zu widersetzen. Die Sozialisten
des Balkans haben daher die Pflicht, jede Entrechtung

dieser Völker zu bekämpfen und gegen den
entfesselten nationalen Chauvinismus die Verbrüderung
aller Balkanvölker, einschließlich der Albaner, der
Türken und der Rumänen, zu proklamieren.

Die sozialdemokratischen Parteien Oesterreichs,
Ungarns, Kroatiens und Slavoniens, Bosniens und
der Herzegowina haben die Pflicht, ihre wirkungsvolle

Aktion gegen einen Angriff der Donaumonarchie

auf Serbien mit aller Kraft fortzusetzen. Es ist

ihre Aufgabe, fich wie bisher auch fürderhin dem

Plane zu widersetzen, Serbien mit Waffengewalt
der Ergebnisse des Krieges zu berauben, es in eine
Kolonie Oesterreichs zu verwandeln, und um
dynastischer Interessen willen die Völker Oesterreich-Ungarns

selbst und mit ihnen alle Nationen Europas
in die größten Gefahren zu verstricken. Ebenso werden

die sozialdemokratischen Parteien Oesterreich-
Ungarns auch in Zukunft darum kämpfen, daß den
vom Hause Habsburg beherrschten Teilen des süd-

flavischen Volkes innerhalb der Grenzen der
österreichisch-ungarischen Monarchie selbst, das Recht auf
demokratische Selbstregierung errungen werde.

Besondere Aufmerksamkett haben die sozialdsmo-
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kratischen Parteien Oesterreich-Ungarns, ebenso wie
die Sozialisten Italiens der albanischen Frage
zuzuwenden. Der Kongreß erkennt das Recht des
albanischen Volkes aus Autonomie an. Er verwahrt sich

aber dagegen, daß unter dem Deckmantel der Autonomie

Albanien zum Opfer österreichisch-ungarischer
und italienischer Herrschaftsgelüste werde. Darin
erblickt der Kongreß nicht nur eine Gefahr für
Albanien selbst, sondern in nicht ferner Zeit auch eine
Bedrohung des Friedens zwischen Oesterreich-Ungarn

und Italien. Nur als autonomes Glied einer
demokratischen Balkanföderation kann Albanien ein
wirklich selbständiges Leben führen. Der Kongreß
fordert daher die Sozialdemokraten Oesterreich-Ungarns

und Italiens auf. jeden Versuch ihrer
Regierungen, Albanien in ihre Einflußsphäre einzube-
ziehen, zu bekämpfen, und ihre Bemühungen um die
Festigung der friedlichen Beziehungen zwischen
Oesterreich-Ungarn und Italien fortzusetzen.

Mit großer Freude begrüßt der Kongreß die
Proteststreiks der russischen Arbeiter als eine Bürgschaft

dafür, daß das Proletariat Rußlands und
Polens sich zu erholen beginnt von den Schlägen, die
die zarische Kontrerevolution ihm versetzt hat. Darin

erblickt der Kongreß die stärkste Bürgschaft gegen
die verbrecherischen Intrigen des Zarismus, der,
nachdem er die Völker seines eigenen Landes blutig
niedergeworfen, nachdem er die Balkanvölker selbst

unzählige Male verraten und ihren Feinden
preisgegeben hat. nunmehr schwankt zwischen der Furcht
vor den Folgen eines Krieges für ihn selbst und der
Furcht vor dem Drängen einer nationalistischen
Bewegung, die er selbst geschaffen hat. Wenn sich aber
der Zarismus nunmehr wieder anschickt, sich als
Befreier der Nationen des Balkans zu geberden, so
gegeschieht es nur, um unter diesem heuchlerischen Vor-
wande im blutigen Kriege die Vorherrschaft am Balkan

wieder zu erobern Der Kongreß erwartet, daß
das erstarkende städtische und ländliche Proletariat
Rußlands, Finlands und Polens dieses
Lügengewebe zerreißen, sich jedem kriegeriscben Abenteuer
des Zarismus widerfetzen, jeden Anschlag des
Zarismus, sei es auf Armenien, sei es auf Konstanti-
nopel, bekämpfen, und feine ganze Kraft auf die
Erneuerung des revolutionären Befreiungskampfes
gegen den Zarismus konzentrien wird. Ist doch der
Zarismus auch die Hoffnung aller reaktionären
Mächte Europas, der grimmigste Feind der Demokratie

der von ihm beherrschten Völker selbst, dessen

Untergang herbeizuführen die gesamte Internationale
als eine ihrer vornehmsten Aufgaben ansehen muß.

Die wichtigste Aufgabe innerhalb der Aktion der
Internationale fällt aber der Arbeiterklasse Deutschlands,

Frankreichs und Englands zu. Im Augenblicke

ist es die Aufgabe der Arbeiter dieser Länder,
von ihren Regierungen zu verlangen, daß sie sowohl
Oesterreich-Ungarn, als auch Rußland jede
Unterstützung verweigern, sich jeder Einmengung in die
Balkanwirren enthalten und uebedingte Neutralität
bewahren. Ein Krieg zwischen den drei großen
führenden Kulturvölkern wegen des serbisch-österreichischen

Hasenstreits wäre verbrecherischer Wahnsinn.
Die Arbeiter Deutschlands, Frankreichs und Eng¬

lands können nicht anerkennen, daß irgend eine durch
geheime Verträge herbeigeführte Verpflichtung
besteht, in den Balkankonflikt einzugreifen.

Sollte aber in weiterer Folge der militärische
Zusammenbruch der Türkei zur Erschütterung der
osmanischen Herrschaft in Vorderasien führen, dann
ist es die Ausgabe der Sozialisten Englands, Frankreichs

und Deutschlands, sich mit aller Kraft der Er-
oberungsvolitik in Vorderasien zu widerfetzen, die
geraden Weges zum Weltkriege führen müßte. Als
die größte Gefahr für den Frieden Europas betrachtet

der Kongreß die künstlich genährte Gegnerschaft
zwischen Großbritannien und dem Deutschen Reich.
Der Kongreß begrüßt daher die Bemühungen der
Arbeiterklasse der beiden Länder, diesen Gegensatz zu
überbrücken. Er betrachtet als das beste Mittel zu
diesem Zwecke die Abschließung eines Uebereinkommens

zwischen Deutschland und England über die
Einstellung der Flottenrüswngen und über die
Abschaffung des Seebeuterechts. Der Kongreß fordert die
Sozialisten Englands und Deutschlands auf, ihre
Agitation für ein solches Uebereinkommen fortzusetzen.

Die Ueberwindung des Gegensatzes zwischen
Deutschland auf der einen, Frankreich und England
auf der andern Seite, würde die größte Gefahr für
den Weltfrieden beseitigen, die Machtstellung deS

Zarismus, der diesen Gegensatz ausbeutet, erschüttern,

einen Uebersall Oesterreich- Ungarns auf Serbien

unmöglich machen und der Welt den Frieden
sichern. Auf dieses Ziel vor allem sind daher die
Bemühungen der Internationale zu richten.

Der Kongreß stellt fest, daß die ganze sozialistische
Internationale über diese Grundsätze der auswärti-
aen Politik einig ist. Er fordert die Arbeiter aller
Länder auf, dem kapitalistischen Imperialismus die
Kraft der internationalen Solidarität des Proletariats

entgegenzustellen. Er warnt die herrschenden
Klassen aller Staaten, das Massenelend, das die
kapitalistische Produktionsweise herbeiführt, durch
kriegerische Aktionen noch zu verschärfen. Er fordert
nachdrücklich den Frieden. Die Regierungen mögen
nicht vergessen, daß sie bei dem gegenwärtiaen
Zustand Europas und der Stimmung der Arbeiterklasse
nicht ohne Gefahr für sie selbst den Krieg entfesseln
können, sie möaen sich daran erinnern, daß der deutsch-
französische Krieg den revolutionären Ausbruch der
Kommune im Gefoge hatte daß der russisch-japanische
Krieg die revolutionären Kräfte der Völker des
russischen Reiches in Bewegung gesetzt hat. daß die
militärischen und maritimen Wettrüstungen den
Klassenkonflikten in England und auf dem Kontinent eine
unerhörte Zuspitzung gegeben und riesige
Arbeitseinstellungen entfesselt haben. Es wäre Wahnwitz,
wenn die Regierungen nicht begreisen würden, daß
fchon der bloße Gedanke der Ungeheuerlichkeit eines
Weltkrieges die Entrüstung und Empörung der
Arbeiterklasse hervorrufen muß. Die Proletarier
empfinden es als ein Verbrechen, aufeinander zu schießen,

zum Vorteile des Profits der Kapitalisten. deS

Ehrgeizes der Dynastien oder zu höherer Ehre
diplomatischer Geheimverträge.
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Wenn die Regierungsgewalten jede Möglichkeit
der normalen Fortentwicklung abschneiden und
dadurch das Proletariat zu verzweifelten Schritten
treiben sollten, würden sie selbst die ganze Verant- i

wortung für die Folgen der durch sie herbeigeführten
Krise zu tragen haben.

Die Internationale wird ihre Anstrengungen
verdoppeln, um diese Krise zu verhindern, fie wird
ihren Protest mit immer stärkerem Nachdruck erheben, ^

ihre Propaganda immer energischer und umfassender
gestalten. Der Kongreß beauftragt darum das
Internationale sozialistische Bureau, mit umso größerer
Aufmerksamkeit die Ereignisse zu verfolgen und, was
immer eintreten möge, die Verbindung zwischen den
proletarischen Parteien aufrechtzuerhalten und zu ^

zu verstärken.
Das Proletariat ist sich bewußt, in diesem Augen-

blicke der Träger der ganzen Zukunst der Menschheit
zu sein. Um die Vernichtung der Blüte aller Völker
zu verhindern, die von allen Greueln des Massen-

'

mordes, der Hungersnot und der Pestilenz bedroht
ist, wird das Proletariat all seine Energie aufwenden.

So wendet sich der Kongreß an Euch, Proletarier
und Sozialisten aller Länder, daß Ihr in dieser
entscheidenden Stunde Eure Stimme oernehmen lasset?
Verkündet Euren Willen in allen Formen und in
allen Orten, erhebt Euren Protest mit voller Wucht
in den Parlamenten, vereinigt Euch in Massen zu
großen Kundgebungen, nützt alle Mittel aus, die
Euch die Organisation und die Stärke des Proletariats

in die Hand geben? Sorgt dafür, daß die
Regierungen beständig den wachsamen und leidenschaftlichen

Friedenswillen des Proletariats vor Augen
haben! Stellt so der kapitalistischen Welt der
Ausbeutung und des Massenmordes die proletarische
Welt des Friedens und der Verbrüderung der Völker
entgegen!

Die Thesen des Mnenöurger Parteitages.
Teuerung.

Staatliche und kommunale
Maßnahmen. Zur Linderung der Lebensmittelteuerung

ist in denjenigen Gemeinden, wo bis jetzt keine
oder nur ungenügende Vorkehren getroffen worden
find, durch die sozialdemokratischen Vertreter in den
Gemeinden dahin zu wirken,

1. Daß die sofort möglichen Maßnahmen an die
Hand genommen werden, in erster Linie:

-r)der Ankauf von Lebensmitteln, die für den
täglichen Gebrauch unentbehrlich und deren Lagerung

entweder für längere Zeit oder für die notwendige

Zeit des Absatzes möglich erscheint, und
Abgabe zum Selbstkostenpreis, an Arme unentgeltlich
(Kartoffeln, Kohl, Rüben, Hülsenfrüchte,
Teigwaren) ;

d) Abgabe von Brennmaterialien zu reduziertem
Preis. Diese Maßnahmen können je nach der
Zweckmäßigkeit und dem Stand der lokalen Entwicklung
entweder von der Gemeinde selbst oder in Verbindung

mit den Konsumgenossenschaften getroffen werden,

alle unter quantitativer Beschränkung zur Ver¬

hinderung spekulativer Ausnützung;
c) möglichste Förderung der Schülerspeisungen;
S) Errichtung oder Subventionierung von

Suppenanstalten;

o) Teuerungszulagen.
2. Daß für die zunkünstige Teuerungsabwehrpolitik

namentlich folgende Fragen — eventuell mittelst

Einsetzung von Notstands- oder Studienkommissionen

näher geprüft werden:
3.) Erstellung von Gefrier- und Kühlanlagen, wo

solche nicht fchon in modernen Schlachthausbauten
vorhanden sind, und gestützt darauf Organisation der
Einfuhr und des Vertriebes von überseeischem
Gefrierfleisch, eventuell kommunale Organisation des
Fleischverkaufes überhaupt.

b) Organisation des Milchvertriebes.
o) Organisation von Meerfischmärkten, Einführung

und Verteilung von Fischkochanleitungen, und
in Verbindung mit gemeinnützigen Vereinen Organisation

von Kochkursen.
ck) Vermehrte Zufuhr von Lebensmitteln,

insbesondere von Brotfrucht und deren Sicherung auf
längere Zeit, eventuell durch ein die Konsumenteninteressen

in erste Linie stellendes Getreide- und
Mehlmonopol.

s) Anhandnahme statistischer Erhebungen über
Lohnverhältnisse, Haushaltungsbudget, Lebensmittel-

und Marktpreise.
5) Anhandnahme bezw. Weiterführung einer

kräftigen kommunalen Wohnungspolitik, insbesondere

Erwerbung von Bauterrain zur Bekämpfung
der Bauspekulation, Erwerbung landwirtschaftlicher

^
Güter in der Umgebung städtischer Gemeinden, Er-

^ Werbung oder Bau von Wohngebäuden zur Vermietung

zu billigen Preisen, Verleihung des Baurechts
an Gemeindeeigentum an Baugenossenschaften, die
jede Spekulationsmöglichkeit ausschließen, finanzielle
Unterstützung solcher Genossenschaften nötigenfalls
durch die kommunale Organisation des städtischen
Hypothekarkredites.

3. Durch die vorgenannten Maßnahmen des Staates,

der Kantone, der Gemeinden oder Genossenschaften

soll die häufig demoralisierend wirkende
Wohltätigkeit auf das unumgänglich notwendige Maß
eingeschränkt werden.

4. Lebensmittelzölle. Direkte Eingabe
an den Bundesrat mit der Forderung, in Anwendung

von Art. 4 des Zollgesetzes vom 10. Oktober
1903, die Vieh- und Fleischzölle zu reduzieren, unter
gleichzeitiger Ermächtigung an das Parteikomitee im
Falle der Ablehnung dieser Forderung mit wirtschaftlichen

Konsumentenorganisationen behufs Einleitung
einer Volksinitiative auf Reduktion der Lebensmittelzölle

in Verbindung zu treten.

Frauenstimmrecht.

1. Nach der materialistischen Geschichtsauffassung
ist die Stellung des Weibes bedingt durch die in jeder
Epoche herrschenden Produktionsverhältnisse. Auf
der Stufe des Ackerbaues der kommunistischen
Geschlechtsverbände war die Frau mit dem Manne
gleichberechtigt.
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